Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 21 51 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Ausgabe von Verbilligungsseheinen. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die von der Bundesregierung zum Ausgleich für die von ihr beab- 
sichtigten Preiserhöhungen für Brot, Milch und Margarine vorgesehene 
Ausgabe von Verbilligungsscheinen ist keine geeignete Maßnahme 
zur Lösung dieser Frage. 

Wenn die geplante Preiserhöhung zu den bereits erfolgten Preis- 
steigerungen für andere lebenswichtige Waren hinzutritt, ist ein 
Verbilligungsschein im Werte von 3. -DM kein wirklicher Ausgleich, 
sondern nur eine Verschleierung unsozialer Tatbestände — ganz 
abgesehen davon, daß durch ein solches Verfahren die Schichten, 
für die es gedacht ist, beim Bezug der knappen Waren gegenüber 
denen, die mit barem Gelde kaufen können, benachteiligt werden. 

Darüber hinaus ist diese geplante Preiserhöhung auch für den 
größten Teil der Lohn- und Gehaltsempfänger unerträglich. Das 
trifft insbesondere für die Familien mit mehreren Kindern und 
nur einem Verdiener zu. 

Deshalb sind die Preise für lebenswichtige Nahrungsmittel, insbe- 
sondere für Brot, Milch und Fett solange auf dem heutigen Stand 
zu halten, bis die Einkommen der kaufkraftschwachen Schichten 
durch ausreichende Erhöhung der Renten, Arbeitslosenunterstüt- 
zungen, Fürsorgeunterstützungen, Löhne und Gehälter den beab- 
sichtigten Preissteigerungen angepaßt worden sind. 


Bonn, den 12. April 1951 

Ollenhauer und Fraktion 
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